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1 Einleitung 

Die Energiewende ist eine der bedeutendsten gesellschaftlichen Herausforderungen des 21. Jahrhun-

derts und wird zu einer Umgestaltung der Energieversorgung insgesamt führen. Ziele sind der Schutz 

der Umwelt und die Schonung der Ressourcen. 

In Deutschland hat der Gebäudebereich einen wesentlichen Anteil am Gesamtenergiebedarf und an 

den Treibhausgasemissionen. 40 Prozent der Endenergie werden in Gebäuden verbraucht und ca. ein 

Drittel der Treibhausgase emittiert. Gleichzeitig sind im Gebäudebereich bedeutende Energieeinspar-

potenziale vorhanden.
1
 Die energetische Sanierung des Gebäudebestands bildet deshalb einen 

Schwerpunkt in der deutschen Klimaschutzpolitik. Dem öffentlichen Bereich kommt hierbei eine Vor-

bildfunktion zu.  

Auf Grundlage des „Gesetzes zur Modernisierung der Liegenschaftsverwaltung des Landes Mecklen-

burg-Vorpommern sowie des Staatlichen Hochbaus" vom 17. Dezember 2001 wurde am 1. Januar 

2002 der Betrieb für Bau- und Liegenschaften M-V (BBL M-V) gegründet. Neben der Bautätigkeit für 

das Land M-V sind die Verwaltung und Bewirtschaftung der landeseigenen Liegenschaften zentrale 

Aufgaben des BBL M-V. Die angemessene Instandhaltung und Sanierung des Gebäudebestandes un-

ter Berücksichtigung nutzerspezifischer, wirtschaftlicher und klimapolitischer Anforderungen zählen 

dabei zu den großen Herausforderungen in der Gebäudebewirtschaftung.  

Zu diesem Zweck wurden im BBL M-V bereits in der Vergangenheit u.a. mit dem zentralen Facili-

tymanagement und dem Gebäude- und Objektmanagement in den Geschäftsbereichen die grundle-

genden Strukturen für ein umfassendes Energiemanagement mit dem Ziel einer energieeffizienten 

Gebäudebewirtschaftung geschaffen.  

Im Rahmen des 2014 eingeführten Qualitätsmanagements wurden 2015 die Prozesse des Ener-

giemanagements analysiert und überarbeitet, um auch damit zur energetischen Optimierung des Ge-

bäudebestandes des Landes beizutragen. 

Die Landesregierung hat 1997 ihr erstes Klimaschutzkonzept veröffentlicht. Die dritte Fortschreibung 

von 2011 wurde mit der Bezeichnung „Aktionsplan Klimaschutz Mecklenburg-Vorpommern 2010“ her-

ausgegeben und benennt Aktivitäten und Projekte, die direkt und indirekt zur Reduzierung von Treib-

hausgasemissionen im Land beitragen sollen.  

In diesem Zusammenhang hat der BBL M-V bereits eine Reihe von Maßnahmen umgesetzt. So konn-

ten durch die zentrale Ausschreibung und Beschaffung von Ökostrom ab dem Jahr 2012 die Treib-

hausgasemissionen deutlich reduziert werden.  

Die Förderung erneuerbarer Energien wurde zusätzlich durch die Einrichtung einer Dachflächenbörse 

und die Umsetzung von Pilotprojekten zur Wärmeerzeugung aus nachwachsenden Rohstoffen (Stroh-

feuerung) unterstützt.  

Um die Nutzer der Gebäude beim Energiesparen zu beteiligen, wurde die Energiesparaktion A+ ins 

Leben gerufen, in der die Nutzer durch regelmäßig durchgeführte Aktionen über Möglichkeiten zur 

Verringerung des Energieverbrauchs bzw. zur Erhöhung der Energieeffizienz durch eigenes Handeln 

aufgeklärt werden.  

Der vorliegende Energiebericht dokumentiert die Verbrauchs- und Kostenentwicklung der Landeslie-

genschaften und zeigt, dass die bisherigen Bemühungen bereits zu vorzeigbaren Ergebnissen geführt 

haben. Der flächenbezogene Wärmeenergieverbrauch der Landesliegenschaften ist den letzten Jah-
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ren kontinuierlich zurückgegangen. Dadurch und durch den Einkauf von Ökostrom konnte der Ausstoß 

von Treibhausgasen um 58 Prozent gegenüber dem Jahr 2000 gesenkt werden. 

Der flächenbezogene Stromverbrauch ist in den letzten Jahren durch die fortschreitende Technisie-

rung und die wachsenden Anforderungen und Ansprüche an die nutzerspezifische Ausstattung, ins-

besondere in den Forschungseinrichtungen und den Universitätskliniken, stark angestiegen. Die Aus-

wertung zeigt jedoch, dass der Anstieg in den letzten 2 Jahren zunehmend stagniert.  

Die Ausführungen und aufgezeigten Ansätze dokumentieren, wie vielfältig das Thema energieeffizien-

te Gebäudebewirtschaftung ist und welchen Herausforderungen sich der BBL M-V auch zukünftig stel-

len muss, um seinen Beitrag zum Erreichen der Klimaschutzziele leisten zu können. 
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2 Zusammenfassung 

Dieser Energiebericht dokumentiert die Entwicklung der Energie- und Wasserverbräuche und der da-

zugehörigen Kosten bis 2014 für die Liegenschaften des Landes Mecklenburg-Vorpommern.  

Zivil genutzte Bundesliegenschaften und für Landesbehörden angemietete Liegenschaften wie auch 

Investorenbauten sind zwar Gegenstand der Betriebsüberwachung in M-V, aber nicht Thema dieses 

Berichts.  

Der Schwerpunkt in diesem Energiebericht liegt auf der Betrachtung der Liegenschaften, die sich im 

Eigentum des Landes, der Universitätsmedizin Rostock, der Universitätsmedizin Greifswald sowie der 

Landesforst Mecklenburg-Vorpommern befinden - im Weiteren vereinfacht als Landesliegenschaften 

bezeichnet. 

Die Betriebsüberwachung des BBL M-V verwendet für die Erfassung und Auswertung des Energie- 

und Wasserverbrauchs und deren Kosten das Programm EMIS (Energie- und Medien-Informations-

System). Auf Basis der EMIS-Datenbank wurden die Zahlen und Analysen für diesen Bericht zusam-

mengestellt. 

Die Betriebsüberwachung erfasste im Berichtsjahr 2014 in der Datenbank EMIS 416 Landesliegen-

schaften mit einer Nutzfläche von 1,2 Mio. m². Im Wesentlichen handelt es sich dabei um 

 Ministerien, 

 Gerichts- und Verwaltungsgebäude, 

 Polizeidienstgebäude, 

 Universitäten, 

 Universitätskliniken,  

 Hoch- und Fachhochschulen. 

 

Gesamtkosten 

Die Gesamtkosten der Landesliegenschaften für Energie und Wasser/Abwasser sind im Zeitraum von 

2000 bis 2014 um 80 Prozent gestiegen und betragen im Jahr 2014 rund 38,3 Millionen Euro.  

Gegenüber dem Jahr 2013 sind die Gesamtkosten um 7,4 Prozent zurückgegangen. Die Verringerung 

der Kosten ist hauptsächlich auf den milden Winter 2014 und die sinkenden Energiepreise zurückzu-

führen.  

Die größten Kostenanteile entfallen auf die Gebäude der Universitätskliniken mit 13 Millionen Euro, 

die Gebäude für Forschung und Lehre an den Universitäten und Hochschulen mit 10,4 Millionen Euro 

und die durch den BBL M-V bewirtschafteten Liegenschaften mit 11,2 Millionen Euro. 

Die Gesamtkosten für das Jahr 2014 setzen sich zusammen aus  

 Wärmekosten in Höhe von 15,6 Millionen Euro, 

 Stromkosten in Höhe von 19,7 Millionen Euro sowie  

 Kosten für Wasser und Abwasser mit einem Betrag von 3 Millionen Euro. 

 

Wärme 

Der absolute Wärmeverbrauch beträgt 2014 rund 182 GWh.  

Die Kosten für Wärme belaufen sich auf 15,6 Millionen Euro. 
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Die spezifischen absoluten Wärmekosten sind von 2000 bis 2013 um 63 Prozent auf einen Wert von 

15 €/m²NF gestiegen. Aufgrund der milden Witterung und moderater Energiepreise sind die spezifi-

schen Wärmekosten 2014 mit einem Betrag von 13 €/m²NF deutlich geringer ausgefallen.  

Der flächenbezogene und witterungsbereinigte Wärmeverbrauch konnte im betrachteten Zeitraum 

(2000-2014) um 20 Prozent auf einen Wert von 168 kWh/m²NF verringert werden, wodurch allein für 

das Jahr 2014 ca. 4 Millionen Euro Wärmekosten eingespart wurden
2
.  

 

Strom 

Der absolute Stromverbrauch beträgt 2014 rund 104 GWh.  

Die Kosten für Strom belaufen sich auf 19,7 Millionen Euro.  

Die spezifischen Stromkosten haben sich im Zeitraum von 2000 bis 2014 mehr als verdoppelt, 

wodurch die absoluten Stromkosten mittlerweile höher als die Wärmekosten sind. Mit einem Wert von 

16 €/m²NF im Jahr 2014 sind sie um den Faktor 2,6 höher als im Jahr 2000.  

Von 2013 zu 2014 konnten die spezifischen Stromkosten geringfügig gesenkt werden.  

Der flächenbezogene Stromverbrauch ist im betrachteten Zeitraum um 52 Prozent auf einen Wert von 

85 kWh/m²NF angestiegen. Das ist auf die fortschreitende Technisierung, die wachsenden Anforderun-

gen und Ansprüche an die nutzerspezifische Ausstattung und das geänderte Nutzerverhalten (längere 

Nutzungszeiten), insbesondere in den Forschungseinrichtungen und den Universitätskliniken, zurück-

zuführen. 

 

Wasser 

Der absolute Wasserverbrauch beträgt 2014 rund 630 Tausend Kubikmeter.  

Die Kosten für Wasser und Abwasser belaufen sich auf zusammen 3 Millionen Euro.  

Die spezifischen Wasser- und Abwasserkosten sind um 17 Prozent von 2000 bis 2014 auf einen Wert 

von 2,5 €/ m²NF gesunken.  

Seit 2000 konnte der Wasserverbrauch kontinuierlich gesenkt werden, während die Trinkwasserpreise 

und Abwassergebühren im gleichen Zeitraum in etwa gleich blieben.  

 

CO2-Emissionen 

Die CO2,Äquiv-Emissionen konnten bezogen auf das Jahr 2000 um 58 Prozent gesenkt werden. 

Dadurch wurden ca. 70.000 Tonnen Treibhausgase weniger erzeugt als noch im Jahr 2000.  

Die wesentliche Reduzierung wurde im Jahr 2012 (43 Prozent im Vergleich zum Vorjahr) durch den 

Bezug von Strom aus erneuerbaren Energien (Ökostrom) erreicht. Zusätzlich führen die Substitution 

von Erdgas und Heizöl durch teilweise aus Kraft-Wärme-Kopplung gewonnene Fernwärme und die 

Verringerung des Wärmeverbrauchs insgesamt zu einer weiteren Verringerung der Treibhaus-

gasemissionen. 

 

                                                      

2
 Kosteneinsparung unter Annahme gleichbleibender flächenbezogener und witterungsbereinigter Wärmever-

bräuche bezogen auf das Jahr 2000 
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3 Energiepolitik des Landes und des BBL M-V  

 Europäische und nationale Energiepolitik 3.1

Die Europäische Union hat mit der EU-Energieeffizienz-Richtlinie (2012/27/EU) Ziele für eine euro-

päische Klimapolitik und ihre Erreichung definiert. Zu den Kernpunkten zählen eine jährliche Sanie-

rungsrate von 3 Prozent für Gebäude der Zentralregierung, Energieeinsparungen von 1,5 Prozent pro 

Jahr im Zeitraum 2014 bis 2020 und zusätzliche Maßnahmen hinsichtlich Strategien und Transparenz 

(bzgl. Gebäudebestand z. B.: Verbrauchserfassung, Abrechnungsinformation, KWK/Fernwärme/-kälte, 

Gas-/Stromnetze, Energieaudits). 

Auf dieser Basis formuliert die Bundesregierung mit dem 2010 veröffent-

lichten Energiekonzept
3
 Leitlinien für eine umweltschonende, zuverlässige 

und bezahlbare Energieversorgung und beschreibt erstmalig den Weg in 

das Zeitalter der erneuerbaren Energien.  

Ein Schwerpunkt ist die energetische Gebäudesanierung und das ener-

gieeffiziente Bauen. In dem Konzept geht es um die Entwicklung und 

Umsetzung einer langfristigen, bis 2050 reichenden Strategie für einen 

energieeffizienten Gebäudebestand in Deutschland. Die Kernelemente 

der „Modernisierungsoffensive für Gebäude“ sind: 

 Verdopplung der energetischen Sanierungsrate auf jährlich 

2 Prozent bis 2020 zur Erreichung eines nahezu klimaneutralen 

Gebäudebestands bis 2050, 

 Reduktion des Wärmebedarfs um 20 Prozent bis 2020 für den Gebäudesektor, 

 Minderung des Primärenergiebedarfs um 80 Prozent bis 2050 für den Gebäudesektor. 

Im Energiekonzept wird kein Referenzjahr genannt. Andere offizielle Quellen
4,5

 gehen vom Jahr 2008, 

welches im Energiekonzept in einem anderen Zusammenhang genannt wird, als Basisjahr aus. 

Darüber hinaus werden zentrale Zielsetzungen und Maßnahmen über alle energierelevanten Sektoren 

hinweg, von Wärme über Strom bis hin zum Verkehr, benannt: 

 Senkung des Primärenergieverbrauchs um 20 Prozent bis 2020 und um 50 Prozent bis 2050 

gegenüber 2008 

 Reduktion der Treibhausgasemissionen bis 2020 um 40 Prozent und bis 2050 um 80 Prozent 

gegenüber 1990  

 Steigerung des Anteils erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch auf 18 Prozent bis 

2020 und 60 Prozent bis 2050 

 Reduktion des Stromverbrauchs um 10 Prozent bis 2020 und um 25 Prozent bis 2050 gegen-

über 2008 

 Gesetzliche Rahmenbedingungen in Deutschland 3.2

Den gesetzlichen Rahmen für die Erreichung der nationalen Ziele im Gebäudesektor bilden u. a. die 

im Jahr 2002 neu eingeführte Verordnung über energiesparenden Wärmeschutz und energiesparende 

                                                      

3
 BMWi: Energiekonzept für eine umweltschonende, zuverlässige und bezahlbare Energieversorgung, 28.9.2010, 

Berlin 
4
 Umweltbundesamt: Der Weg zum klimaneutralen Gebäudebestand, November 2013 

5
 Tuschinski, M.: EnEV 2020: Energieeinsparverordnung auf dem Weg zu klimaneutralen Bauten, Mai 2016 
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Anlagentechnik bei Gebäuden (Energieeinsparverordnung – EnEV) und das 2009 eingeführte Gesetz 

zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich (Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz – EE-

WärmeG).  

Die EnEV ersetzte die bis dahin gültige Wärmeschutzverordnung und die Heizungsanlagen-Ver-

ordnung und hat in erster Linie die Verringerung des Primärenergiebedarfes und damit die Erhöhung 

der Energieeffizienz zum Ziel. Dafür werden Anforderungen sowohl an den baulichen Wärmeschutz 

wie auch an die Anlagentechnik definiert. Gleichzeitig wurde mit der EnEV ein Nachweis über die 

Energieeffizienz eines Gebäudes eingeführt – der Energieausweis.  

Das EEWärmeG soll dazu beitragen, den Anteil erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch zu 

erhöhen und verpflichtet dazu, beim Neubau eines Gebäudes einen bestimmten Anteil am Wärme- 

bzw. Kälteenergiebedarf durch regenerative Energien zu decken.  

Die Anforderungen an die Gesamtenergieeffizienz des Gebäudebestandes wurden in der Vergangen-

heit durch Anpassungen bzw. Änderungen der gesetzlichen Vorgaben schrittweise verschärft bis zu 

den derzeit gültigen Fassungen EnEV 2014 und EEWärmeG 2011.  

Um die Ziele 2020 und 2050 zu erreichen, ist mit einer weiteren stufenweisen Verschärfung der An-

forderungen durch den Gesetzgeber zu rechnen. Bereits für das Jahr 2017 ist eine Änderung der 

EnEV angekündigt. Sie wird für Neubauten den Niedrigstenergie-Standard einführen, der gemäß des 

Energieeinsparungsgesetzes (EnEG 2013) für öffentliche Neubauten ab 2019 zu erfüllen ist
6
. Eine 

Übersicht über die Entwicklung der gesetzlichen Anforderungen zur Steigerung der Energieeffizienz 

im Neubau zeigt die Abb. 3.1. 

 

Abb. 3.1 Entwicklungsverlauf des Primärenergiebedarfes von Doppelhäusern
7
 

 

                                                      

6
 http://enev-online.de/enev, abgerufen am 15.04.2016 

7
 BMWi, Wege zum Effizienzhaus Plus, Berlin 2016 
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 Energiepolitik des Landes M-V und Strategie des BBL M-V  3.3

2009 hat die Landesregierung klimapolitische Ziele im Rahmen der Gesamtstrategie für das Land 

Mecklenburg-Vorpommern - Energieland 2020
8
 veröffentlicht. Neben dem Ausbau der erneuerbaren 

Energien und der Kraft-Wärme-Kopplung sollen der Anteil erneuerbarer Energien am Endenergiever-

brauch und die Energieeffizienz gesteigert werden. Ziel ist die Minderung der CO2-Emissionen um 36 

bis 40 Prozent gegenüber 1990. 

Bereits 1997 hat die Landesregierung ein erstes Klimaschutzkonzept veröffentlicht. Die dritte Fort-

schreibung von 2011 wurde mit der Bezeichnung „Aktionsplan Klimaschutz Mecklenburg-Vorpommern 

2010“ herausgegeben und benennt Aktivitäten und Projekte, die direkt und indirekt zur Reduzierung 

von Treibhausgasemissionen im Land beitragen sollen. 

2012 wurde ein Landesenergierat mit der Aufgabe gegründet, einen Vorschlag für ein Landesenergie-

konzept zu entwickeln. Der Landesenergierat setzte sich aus Vertretern von Behörden, Verbänden 

und Organisationen zusammen und erarbeitete folgende Empfehlungen: 

 Bewertung der Wirksamkeit von Effizienzstrategien und Einzelmaßnahmen,  

 Entwicklung von Sanierungsfahrplänen für größere zusammenhängende Gebäudebestände 

Aufbau eines Sanierungsnetzwerkes, 

 Verbesserung der Abstimmung der Förderpolitik der einzelnen Landesministerien, 

 Reduzierung der Anzahl von Umwandlungsstufen und des Energietransportes, Stärkung des 

Eigenverbrauchs und Einsatz geeigneter Speichersysteme 

Der BBL M-V beteiligt sich mit eigenen Aktionen an der Umsetzung des Klimaschutzkonzeptes des 

Landes, insbesondere in den Bereichen der Energieeinsparung und Energieeffizienz in der öffentli-

chen Verwaltung und erneuerbare Energien. 

Darüber hinaus hat der BBL M-V eine Reihe von Handlungsfeldern definiert, die die klimapolitischen 

Zielstellungen des Landes unterstützen sollen und gleichzeitig der steigenden Energiekostenentwick-

lung in der Gebäudebewirtschaftung entgegenwirken: 

 Einführung und Umsetzung eines Ener-

giemanagements einschließlich eines 

Energievertragsmanagements 

 Schwerpunktanalyse von in der Betriebs-

überwachung auffälligen Liegenschaften 

 Umsetzung von baulichen Energiespar-

maßnahmen im Zusammenhang mit der In-

standsetzung von Gebäuden  

 Analyse und Verbesserung des Nutzerver-

haltens 

 

                                                      

8
 Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus M-V: Energieland 2020 – Gesamtstrategie für Mecklenburg-

Vorpommern, April 2009 

Abb. 3.2 Sanierung Haus der Justiz in Rostock 
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4 Verbrauch, Kosten und CO2-Emissionen der Landesliegenschaf-

ten 

 Hinweise zur Datenauswertung 4.1

Die Daten für diesen Energiebericht wurden im Programm EMIS (Energie- und Medien-Informations-

System) erfasst und speziell für die Anforderung an die Berichterstattung zusammengestellt und aus-

gewertet. 

Die dargestellten Objektdaten sowie die Energieverbrauchs- und Kostendaten basieren auf 

 Daten aus der Rechnungsbearbeitung im Rahmen der Bewirtschaftung durch den BBL M-V, 

 Zählerablesungen durch den technischen Betriebsdienst des BBL M-V in den eigenbewirt-

schafteten Liegenschaften und 

 vorgeschriebenen Kosten- und Verbrauchsmeldungen der bewirtschaftenden Dienststellen 

gemäß RLBau K15 nach Muster 3. 

Die zivil genutzten Bundesliegenschaften und für Landesbehörden angemietete Liegenschaften sind 

zwar Gegenstand der Betriebsüberwachung M-V, aber nicht Thema dieses Berichts. Der Schwerpunkt 

in diesem Energiebericht liegt auf der Betrachtung der Liegenschaften, die sich im Eigentum des Lan-

des, der Universitätsmedizin Rostock, der Universitätsmedizin Greifswald sowie der Landesforst 

Mecklenburg-Vorpommern befinden - im Weiteren vereinfacht als Landesliegenschaften bezeichnet. 

Die mit „vorläufig“ gekennzeichneten Zahlen beziehen sich auf Auswertungen, die die Universitäten 

enthalten. Die Universität Rostock konnte nur Summen und keine plausiblen Gebäudewerte für die 

Jahre 2013 und 2014 liefern.  

 Liegenschaftsbestand in der Bewirtschaftung 4.2

Die Betriebsüberwachung erfasste im Berichtsjahr 2014 in der Datenbank EMIS 416 Landesliegen-

schaften mit einer Nutzfläche von 1,2 Mio. m². Im Wesentlichen handelt es sich dabei um 

 Ministerien, 

 Gerichts- und Verwaltungsgebäude, 

 Polizeidienstgebäude, 

 Universitäten, 

 Universitätskliniken,  

 Hoch- und Fachhochschulen. 

 Flächenentwicklung 4.3

Die Summe der Nutzflächen der betrachteten Landesliegenschaften ist seit dem Jahr 2000 nur leicht 

angestiegen.  

Aktuell führt der BBL M-V ein Pro-

jekt zur Überprüfung und Aktuali-

sierung der Gebäudeflächen 

durch. 
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 Entwicklung der Energie- und Medienpreise 4.4

4.4.1 Wärmepreise 

In der nachfolgenden Abbildung wird die Bruttopreisentwicklung der bedeutendsten Energieträger für 

die Wärmeerzeugung als Durchschnitt für das Land dargestellt (Abb. 4.1). 

Zu beachten ist, dass insbesondere die Fernwärmepreise regional sehr unterschiedliche Entwicklun-

gen aufzeigen können. 

Die vom Land M-V benötigten Gasmengen werden, wie die elektrische Energie, zentral börsenorien-

tiert ausgeschrieben. Die Preisentwicklung ist weitgehend auf alle Entnahmestellen der Landesliegen-

schaften übertragbar. Die weitgehende Abkopplung des Gasmarktes vom Öl ist sehr gut zu erkennen. 

  

Abb. 4.1 Relative Preisentwicklung der wesentlichen Wärmeenergieträger 

4.4.2 Strompreise 

Die gesamte vom Land M-V benötigte Strommenge wird regelmäßig europaweit börsenorientiert aus-

geschrieben.  

Die relative Entwicklung des Brutto-Strompreises
9
 ist im dargestellten Zeitraum 2003-2015 im Trend 

steigend (Abb. 4.2). Unabhängig von dieser Grundaussage ist ab 2014 ein leicht sinkender Brutto-

Strompreis festzustellen. Das wiederum erklärt sich in der Addition von seit 2009 kontinuierlich sin-

kenden Einkaufspreisen für die reine Energie und den ab 2014 in Summe relativ konstanten Preisen 

für Steuern, Umlagen und Netzentgelten. 

                                                      

9
 Der Bruttopreis ist der Gesamtpreis inkl. Energiepreis, Netzentgelte, Umlagen und Steuern. Unter Energiepreis 

wird hier der reine börsenorientierte Einkaufspreis für die Energie verstanden.  
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Abb. 4.2 Relative Strompreisentwicklung 

4.4.3 Wasserpreise und Abwassergebühren 

Die Entwicklung der Trinkwasserpreise und Abwassergebühren verzeichnet keine gravierenden Ver-

änderungen, mit der Einschränkung, eine leichte Steigerung der Abwassergebühren ab 2013 feststel-

len zu müssen, die durch die Zweckverbände mit allgemein gestiegenen Kosten (Umweltschutzaufla-

gen, Personalkosten und Energiekosten) begründet werden. 

  

Abb. 4.3 Relative Wasser- und Abwasserpreisentwicklung  
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 Wärmeverbrauch und Kosten 4.5

4.5.1 Entwicklung des Wärmeverbrauchs 

Die Landesliegenschaften verbrauchten im Jahr 2014 mit 181.500 MWh weniger Wärmeenergie als in 

den Jahren zuvor (Daten ab 2000). Im Verlauf des absoluten Wärmeverbrauchs sind die Witterungs-

einflüsse deutlich erkennbar. So waren die Wintermonate im Jahr 2010 überdurchschnittlich kalt, wäh-

rend das Jahr 2014 insgesamt sehr warm war.  

Witterungsbereinigt zeigt der Wärmeverbrauch einen fallenden Trend an. 

 

 

 

 

4.5.2 Entwicklung der Wärmeverbrauchskennwerte 

Der auf die Nutzfläche bezogene und witterungsbereinigte Wärmeverbrauch ergibt den spezifischen 

Wärmeverbrauchskennwert. Der Verlauf ist in Abb. 4.5 dargestellt. Der spezifische Wärmeverbrauch 

fällt im Betrachtungszeitraum kontinuierlich. Seit 2000 ist der Kennwert um 20 Prozent zurückgegan-

gen auf 168 kWh/m²NF im Jahr 2014. Im Vergleich zum Vorjahr hat sich der Wert kaum verändert. 

Die Klimaschutzziele der Bundesregierung sehen eine Reduktion des Wärmebedarfs um 20 Prozent 

bis 2020 für den Gebäudesektor vor. Bezogen auf das voraussichtliche Bezugsjahr 2008 konnte der 

spezifische Wärmeverbrauch der Landesliegenschaften bis 2014 um 4 Prozent gesenkt werden und 

liegt damit 6 Prozent hinter den Forderungen des Bundes zurück. Zur Erreichung des Zieles muss die 

energetische Optimierung des Gebäudebestandes im Vergleich zum Zeitraum 2008 bis 2014 vervier-

facht werden. Unterstützt wird die Gebäudesanierung durch Förderprogramme wie z. B. EFRE 2014-

2020. 

Abb. 4.4 Entwicklung des absoluten und witterungsbereinigten Wärmeenergieverbrauchs der Landes-

liegenschaften 
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Abb. 4.5 Entwicklung der Wärmeverbrauchskennwerte der Landesliegenschaften 

 

4.5.3 Wärmekosten 

 

Abb. 4.6 Entwicklung der Wärmekosten der Landesliegenschaften 
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Die Wärmeenergiekosten waren in den Jahren von 2001 bis 2004 relativ konstant und sind dann ab 

2005 aufgrund des ständigen Preisanstieges bis 2012 angewachsen. In den absoluten Wärmekosten 

ist der Witterungseinfluss nur bedingt erkennbar. Im relativ kalten Winter 2010 waren die Preise für 

Wärme durchweg niedrig, so dass der witterungsbedingt erhöhte Verbrauch nicht zu deutlich erhöhten 

Kosten führte. Der Anstieg der Wärmepreise ab 2010 führte trotz sinkenden Wärmeverbrauchs zu ei-

nem Anstieg der Kosten. 2013 und 2014 ist der Erdgaspreis gefallen, während der Preis für Fernwär-

me nahezu konstant auf hohem Niveau blieb. Das führte mit dem fallenden absoluten Wärmever-

brauch zu den sinkenden Kosten in den Jahren 2013 und 2014.  

2014 betrugen die Wärmekosten 15,6 Millionen Euro. Ohne die dargestellte Verbrauchsreduzierung 

würden die Kosten allein im Jahr 2014 um 4 Millionen Euro höher ausfallen.
10

 

 Stromverbrauch und Kosten 4.6

4.6.1 Entwicklung des Stromverbrauchs 

Die Landesliegenschaften verbrauchten im Jahr 2014 mit 104.000 MWh mehr elektrische Energie als 

je zuvor (Daten ab 2000). Im Zuge der immer umfangreicheren technischen Ausstattung der Arbeits-

plätze und durch die Veränderung der Nutzeranforderung (längere Betriebszeiten, Klimatisierung) hat 

sich der Stromverbrauch der Landesliegenschaften absolut und flächenspezifisch kontinuierlich er-

höht. Jedoch konnte der starke Anstieg seit dem Jahr 2000 in den letzten Jahren gestoppt werden, 

wenn auch auf hohem Niveau.  

 

Abb. 4.7 Entwicklung des Stromverbrauchs der Landesliegenschaften 

 

                                                      

10
 Kosteneinsparung unter Annahme gleichbleibender flächenbezogener und witterungsbereinigter Wärmever-

bräuche bezogen auf das Jahr 2000 
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Noch stärker als beim Wärmeverbrauch liegt der Schwerpunkt beim Stromverbrauch bei den Liegen-

schaften, die nicht durch den BBL M-V bewirtschaftet werden. 

So verbrauchten die vom BBL M-V bewirtschafteten Landesliegenschaften 2014 ca. 23.000 MWh 

(22 Prozent) Strom und die nicht durch den BBL M-V bewirtschafteten Landesliegenschaften ca. 

81.000 MWh (78 Prozent), Tendenz steigend. Diese Differenz ist mit der unterschiedlichen Nutzung 

der Liegenschaften und der zu bewirtschaftenden Fläche zu begründen. Insbesondere die Nutzungs-

arten Medizin, Forschung und Lehre zeigen einen gesteigerten Bedarf an elektrischer Energie, der 

sich im hohen Stromverbrauch der nicht durch den BBL M-V bewirtschafteten Landesliegenschaften 

widerspiegelt. 

Im Gegensatz dazu ist der Stromverbrauch der vom BBL M-V bewirtschafteten Liegenschaften seit 

2010 leicht rückläufig (siehe Anhang). 

4.6.2 Entwicklung der Stromverbrauchskennwerte 

Der auf die Nutzfläche bezogene Stromverbrauch ergibt den spezifischen Stromverbrauchskennwert. 

Der Verlauf ist in Abb. 4.8 dargestellt. Der spezifische Stromverbrauch steigt im Betrachtungszeitraum 

auf einen Wert von 85 kWh/m²NF. Seit 2000 hat sich der Kennwert um 52 Prozent erhöht. Im Vergleich 

zum Vorjahr hat sich der Wert jedoch kaum verändert. 

 

Abb. 4.8 Entwicklung des flächenbezogenen Stromverbrauchs der Landesliegenschaften 

 

Eine der zukünftigen Herausforderungen wird die deutliche Reduzierung des Stromverbrauchs sein, 

u.a. mit neuer, sparsamer Büro- und Haustechnik und dem achtsamen Verbrauchsverhalten der Nut-

zer, um das klimapolitische Ziel der Bundesregierung bezüglich des Stromverbrauchs zu erreichen. 

Eine Möglichkeit, zumindest die Stromkosten zu senken, ist die Erzeugung von Strom auf den Liegen-

schaften zum Eigenverbrauch, z. B. durch Photovoltaik-Anlagen oder Blockheizkraftwerke.  



 

Energiebericht 2016  15 

4.6.3 Stromkosten 

2014 betrugen die Stromkosten 19,7 Millionen Euro. Die Stromkosten sind seit 2001 nahezu kontinu-

ierlich gestiegen. Die Ursachen liegen im ansteigenden Stromverbrauch und in den seit 2003 stark 

steigenden Strompreisen, wesentlich bedingt durch die Einführung bzw. Erhöhung zusätzlicher Abga-

ben auf den Preis (EEG-Umlage, Offshore-Haftungsumlage usw.).  

 

Abb. 4.9 Entwicklung der Stromkosten der Landesliegenschaften 

 

Der Verlauf der Stromkosten hat komplexe Ursachen. Die Vielfältigkeit des Gebäudebestandes, Witte-

rungseinflüsse, die Ausschreibungsstrategie und die Änderung der Nutzung (Änderung der For-

schungsaktivitäten der Universitäten) haben erheblichen Einfluss auf den Verbrauch und auf die 

Preisbildung (Spitzenleistung) und damit auf die Kosten. 

 Wasserverbrauch und Kosten 4.7

4.7.1 Entwicklung des Wasserverbrauchs 

Die Entwicklung des Wasserverbrauches für alle Landesliegenschaften hat sich bis 2011 bei ca. 

700.000 m³ eingependelt. 2013 ist eine deutliche Reduzierung zu verzeichnen. Eine Analyse der Da-

ten zeigt, dass der Wert 2012 vom sinkenden Trend seit 2010 abweicht. Ursache dafür sind die zum 

Teil erheblich gestiegenen Medienverbräuche von 2011 auf 2012 durch Umzüge innerhalb der Uni-

versitätsmedizin Greifswald. Gleichzeitig gab es 2012 Havarien im Stadtnetz von Greifswald, die einen 

erhöhten Spülaufwand auf den Liegenschaften der Universitätsmedizin notwendig machten.  

2014 verbrauchten die Landesliegenschaften ca. 630.000 m³ Wasser. 



 

16  Energiebericht 2016 

 

Abb. 4.10 Entwicklung des Wasserverbrauchs der Landesliegenschaften 

 

4.7.2 Entwicklung der Wasserverbrauchskennwerte 

 

Abb. 4.11 Entwicklung des flächenbezogenen Wasserverbrauchs der Landesliegenschaften 
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Die auf die Nutzfläche bezogenen Wasserverbräuche sind im Trend seit 2000 rückläufig. 2014 beträgt 

der Kennwert 514 Liter/m²NF. Damit ist der spezifische Wasserverbrauch seit dem Jahr 2000 um rund 

20 Prozent zurückgegangen. 

4.7.3 Wasser- und Abwasserkosten 

 

Abb. 4.12 Entwicklung der Wasser- und Abwasserkosten der Landesliegenschaften 

 

Die Wasser- und Abwasserkosten sind seit 2006 als relativ stabil zu bezeichnen, mit einer leicht fal-

lenden Tendenz. 

Wasserlose Urinale sind eine Möglichkeit zur Reduzierung der Wasserkosten - ziehen aber höhere 

Bewirtschaftungskosten nach sich. Eine weitere Möglichkeit sind sensorgesteuerte Wasserarmaturen. 

In einigen Gebäuden der Universitäten ist ein Einbau sowohl wasserloser Urinale als auch sensorge-

steuerter Wasserarmaturen erfolgt. 
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 Energieträger und CO2-Emissionen 4.8

4.8.1 Energieträgeranteile 

Die folgende Abbildung zeigt die Verteilung der Energieträger bezogen auf den Gesamtenergiever-

brauch der Landesliegenschaften seit dem Jahr 2000. 

  

Abb. 4.13 Entwicklung der Energieträgeranteile 

 

Der Stromanteil ist in dem betrachteten Zeitraum von einem Viertel auf über ein Drittel angestiegen. 

Gründe sind auch hier der zunehmende Grad der Technisierung in der Büroausstattung sowie die 

steigenden Anforderungen an die technische Gebäudeausstattung speziell der Kliniken und Universi-

täten, aber auch die Verringerung des Wärmeverbrauchs. Wärme hat im Jahr 2014 einen Anteil von 

rund 64 Prozent am Gesamtenergieverbrauch. 

Der Wärmebedarf wird hauptsächlich durch Fernwärme gedeckt, welche mit 40 Prozent den größten 

Anteil am Gesamtenergieverbrauch aufweist. Der insgesamt hohe Anteil der Fernwärme in den Lan-

desliegenschaften spiegelt die Spezifik der östlichen Bundesländer wider, bei denen der Fernwärme-

versorgungsgrad, vor allem in den großen Städten, traditionell sehr hoch ist. Wird nur der Wärme-

energieverbrauch betrachtet (siehe  

Abb. 4.14), steigt der Anteil der Fernwärme seit dem Jahr 2007 wieder an und verdrängt Erdgas und 

Heizöl als Energieträger. Ein Grund für die Zunahme sind die Primärenergieanforderungen der EnEV 

an Neubauten und umfassenden Bestandssanierungen. Die Fernwärme wird in Mecklenburg-

Vorpommern häufig in KWK-Prozessen erzeugt und erreicht dadurch einen niedrigen Primärenergie-

verbrauch. Gleichzeitig erreicht Fernwärme mit hohem KWK-Anteil bessere Werte bezüglich der CO2-

Emission als Erdgas und Erdöl.  

Der Anteil von Kohle war bis Mitte der 1990-ziger Jahre historisch bedingt hoch. In der DDR wurde 

außerhalb der Fernwärmeversorgungsnetze fast ausschließlich mit Kohle geheizt. Seitdem wurden die 

Kohleheizungen systematisch durch modernere und schadstoffärmere Heizungen ersetzt. Bereits im 
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Jahr 2000 war der Kohleanteil auf unter ein Prozent gesunken und seit 2010 wird für die Beheizung 

der Landesliegenschaften keine Kohle mehr eingesetzt.  

Holz und Holzpellets tragen bisher mit einem Anteil von zusammen weniger als einem Prozent unwe-

sentlich zur Deckung des Wärmeenergiebedarfes bei. 

 

Abb. 4.14 Anteile der Energieträger zur Deckung des Wärmeenergiebedarfes im Zeitraum von 2000 

bis 2014 für Landesliegenschaften 

 
 

4.8.2 Anteil regenerativer Energien 

Im Jahr 2000 wurde der gesamte Energiebedarf der Landesliegenschaften noch ausschließlich aus 

fossilen Energieträgern gedeckt. Seitdem wurden Maßnahmen zur Erhöhung des Anteils regenerati-

ver Energien geplant und umgesetzt, so dass deren Anteil im Jahr 2014 auf 37,5 Prozent angewach-

sen ist. Hauptsächlicher regenerativer Energieträger ist Ökostrom mit 36,5 Prozent. Der Wärmebedarf 

wird noch größtenteils aus fossilen Energieträgern gedeckt. 

Abb. 4.15 Anteil regenerativer Energieträger am Gesamt-

energieverbrauch der Landesliegenschaften im Jahr 2014 
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Zu den für die Wärmeerzeugung eingesetzten regenerativen Energieträgern zählen: 

 Holz und Holzpellets 

 Fernwärme bzw. Nahwärme aus dezentralen KWK-Anlagen, die mit regenerativen Energieträ-

gern betrieben werden 

 Ökostrom zur Wärmeerzeugung 

 Wärme aus Solarkollektoren 

 Wärmepumpen, die die Umweltwärme nutzen und mit Ökostrom betrieben werden 

 Stroh (eine Pilotanlage) 

 

Abb. 4.16 Anteil der Energieträger, insbesondere der regenerativen und alternativen Energien, am Gesamtwär-

meverbrauch der Landesliegenschaften im Jahr 2014 

 

Fernwärme wird im Versorgungsgebiet der Landesliegenschaften hauptsächlich in Heizkraftanlagen 

mit kombinierter Erzeugung von Strom und Wärme (Kraft-Wärme-Kopplung, KWK) aus der Verbren-

nung von Erdgas, Kohle oder Erdöl erzeugt. Neben den fossilen Rohstoffen kommen auch erneuerba-

re Energieträger zum Einsatz, so dass ein geringer Anteil an der Fernwärme als regenerativ bezeich-

net werden kann. Dieser Anteil wird in den hier aufgeführten Statistiken nicht berücksichtigt.  

4.8.3 Entwicklung der CO2-Emissionen 

Der BBL M-V hat im Rahmen des durch die Landesregierung ins Leben gerufenen Aktionsplanes Kli-

maschutz Maßnahmen zur nachhaltigen Bewirtschaftung der Landesliegenschaften und damit zur 

Reduzierung der Treibhausgasemissionen beschlossen und bereits in den Vorjahren mit der schritt-

weisen Umsetzung begonnen. 

Treibhausgasemissionen (CO2-Äquivalente) werden in der Gebäudebewirtschaftung zum weit über-

wiegenden Teil bei der Wärmebereitstellung durch den Einsatz von Brennstoffen bzw. Fernwärmenut-

zung und bei der Stromversorgung durch die Produktion elektrischer Energie verursacht. 
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Diese energiebedingten Treibhausgasemissionen werden fortlaufend anhand der Verbrauchsstatisti-

ken und unter Berücksichtigung aktueller Erhebungsmethoden ermittelt. Die Entwicklung der Bilanzen 

2000 - 2014 zeigt das nachfolgende Diagramm. 

   

Abb. 4.17 Entwicklung der CO2-Emissionen der Landesliegenschaften 

 

Trotz eines stetigen Anstieges des Stromverbrauchs sind die Treibhausgasemissionen seit 2008 rück-

läufig. Ursache für den Rückgang im Jahr 2010 ist eine Neubewertung der durch Fernwärme verur-

sachten klimaschädlichen Emissionen. Durch den zunehmenden KWK-Anteil ist der für den Energie-

träger Fernwärme ermittelte Emissionsfaktor deutlich geringer geworden. 

Seit 2012 schreibt der BBL M-V den Strombezug zu 100 Prozent aus erneuerbaren Energiequellen 

aus. Im Ergebnis beziehen alle Dienststellen des Landes (einschließlich der Hochschulen, Universitä-

ten und Universitätskliniken) zertifizierten Strom aus erneuerbaren Energien (Ökostrom). Damit ver-

bunden ist eine deutliche Senkung der durch den Verbrauch elektrischer Energie bedingten CO2,Äq-

Emissionen seit dem Jahr 2012.  

In Summe konnte der Treibhausgasausstoß 2014 gegenüber 2000 von rund 124 Millionen Tonnen 

CO2,Äq auf ca. 52 Millionen Tonnen verringert werden. Das entspricht einer Reduzierung der emittier-

ten Treibhausgase um 58 Prozent. 

 

Ermittlung der Treibhausgasemissionen 

Für die Ermittlung der Treibhausgasemissionen werden geeignete Emissionsfaktoren aus offiziellen 

und anerkannten Datenquellen (Umweltbundesamt, GEMIS-Datenbank, Zertifikate der Versorgungs-

unternehmen) herangezogen, um die Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Gesamtbilanzierung 

zu gewährleisten. Dabei werden die vorgelagerten Prozesse zur Gewinnung und zum Transport der 

Brennstoffe berücksichtigt.  
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Fernwärme: 

Der Großteil der im Land genutzten Fernwärme wird in KWK-Anlagen zusammen mit elektrischer 

Energie erzeugt. Mit steigendem KWK-Anteil an der Fernwärme sinkt der CO2,Äq-Ausstoß bezogen auf 

den Energieinhalt des verwendeten Brennstoffes (Emissionsfaktor). Dieser Aspekt wurde bei der Fest-

legung des Emissionsfaktors für die Fernwärmenutzung berücksichtigt. Somit wurde ab dem Jahr 

2010 der Emissionsfaktor für Fernwärme auf 219 gCO2,Äq/kWh
11

 festgelegt. 

 

Strom: 

Für die Treibhausgasemission aufgrund der Stromnutzung wird der Emissionsfaktor für den deutschen 

Strommix, veröffentlicht vom Umweltbundesamt
12

, angewendet. 2011 wurde ein Wert von 

558 gCO2,Äq/kWh ausgewiesen. 

 

Ökostrom: 

Werden die vorgelagerten Prozesse zur Erzeugung von Ökostrom berücksichtigt, fallen entsprechend 

der verwendeten Energiequelle Treibhausgase an. Für den Ökostrom wird der Emissionsfaktor aus 

den Anteilen der verschiedenen regenerativen Energieträger am gesamtdeutschen Strom aus erneu-

erbaren Energien
13

 und den jeweiligen Emissionsfaktoren
14

 gebildet. Der Wert für 2014 wurde mit 

95 gCO2,Äq/kWh ermittelt. 

 

Erdgas: 

Der Emissionsfaktor wird aus den regelmäßig vom Umweltbundesamt veröffentlichten Emissionsbi-

lanzen
14

 ermittelt und beträgt 248 gCO2,Äq/kWh in den Jahren 2013 und 2014. 

 

Heizöl: 

Der Emissionsfaktor wird aus den regelmäßig vom Umweltbundesamt veröffentlichten Emissionsbi-

lanzen
14

 ermittelt und beträgt 314 gCO2,Äq/kWh in den Jahren 2013 und 2014. 

                                                      

11
 Institut Wohnen und Umwelt: Kumulierter Energieaufwand und CO2-Emissionsfaktoren verschiedener Energie-

träger und –versorgungen, 14.1.2009 (Wert für Fernwärme mit 70% KWK auf Basis von GEMIS in der Version 

4.5) 
12

 Umweltbundesamt (UBA): Climate Change 23/2014: Entwicklung der spezifischen Kohlendioxid-Emissionen 

des deutschen Strommix in den Jahren 1990 bis 2013, Juli 2014 
13

 BMWi: Zeitreihen zur Entwicklung der erneuerbaren Energien in Deutschland, Februar 2016 
14

 Umweltbundesamt (UBA): Climate Change 29/2014: Emissionsbilanz erneuerbarer Energieträger: Bestimmung 

der vermiedenen Emissionen im Jahr 2013, November 2014 
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5 Energiesteckbriefe 

Die nachfolgenden Steckbriefe geben einen Überblick über geplante, im Bau befindliche und realisier-

te Bauprojekte. Zum Einsatz kamen und kommen unterschiedliche Technologien, die zur Optimierung 

der Verbräuche und Kosten beitragen. 

 

WE Nr. 10018

Jahr der 

Sanierung

2012 Energieträger 

Heizung

Nettofläche DIN 

277 in m²

531 Dach Reeteindeckung Wärmeerzeugung

Hauptnutzung Polizeidienst Außenw and Fachw erk 

verputzt

Wärmeverteilung

Energiestandard EnEV 2009 Sohle Gekühlte Zonen

Unterschreitung 

der gesetzlichen 

Vorgaben in %

Fenster Isolierverglasung 

Stand EnEV 2009

Lüftungsanlage

Nutzungsjahr Zeitraum von Zeitraum bis Heizung bereinigt 

absolut [kWh]

Heizung bereinigt 

spezif isch 

[kWh/m²*a]

Elektroenergie 

absolut [kWh]

Elektroenergie 

spezif isch 

[kWh/m²*a]

2009 01.01.2009 31.12.2009 149.000 280 11.697 22

2010 01.01.2010 31.12.2010 154.000 290 13.213 25

2011 01.01.2011 31.12.2011 157.000 296 12.117 23

Nutzungsjahr Zeitraum von Zeitraum bis Heizung bereinigt 

absolut [kWh]

Heizung bereinigt 

spezif isch 

[kWh/m²*a]

Elektroenergie 

absolut [kWh]

Elektroenergie 

spezif isch 

[kWh/m²*a]

2013 01.01.2013 31.12.2013 74.000 139 12.254 23

2014 01.01.2014 31.12.2014 76.000 143 12.865 24

Diensthundeschule Klinken

Heizöl EL

Heizöl-Gebläsebrenner inklusive 

Warmw asserbereitung (Boiler)

Heizkörper

Energieverbrauchsdaten nach der Teilsanierung (Reeteindeckung sowie Fenster u. Türen 2012)

Basisdaten Baukonstruktion Technik

Energieverbrauchsdaten vor der Teilsanierung (Reeteindeckung sowie Fenster u. Türen 2012)

Material und Dämmstärke der 

Hüllf lächen

ENERGIE-
STECKBRIEF

40

90

140

190

240

290

340

2009 2010 2011 2012 2013 2014 Jahr

Flächenbezogener Jahresverbrauch Heizöl
(Wärme-Endenergie bereinigt) kWh/(m²*a)

vor der Sanierung

nach der Sanierung
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WE Nr. 40033

Jahr der 

Sanierung

2011 Energieträger 

Heizung

Nettogrundfläche 

DIN 277 in m²

3.572 Dach Walmsatteldach

(Biberschw anz-

ziegel)

Wärmeerzeugung

Hauptnutzung Gerichtsgebäude Außenw and Mauerw erk, 

geputze Fassade 

(Denkmal)

Wärmeverteilung

Energiestandard Denkmal Sohle Stb-decke mit 

Dämmung entspr. 

EnEV

Gekühlte Zonen

Unterschreitung 

der gesetzlichen 

Vorgaben in %

Fenster Holzfenster Lüftungsanlage

Nutzungsjahr Heizung bereinigt 

absolut [kWh]

Heizung bereinigt 

spezif isch 

[kWh/m²NF*a]

Elektroenergie 

absolut [kWh]

Elektroenergie 

spezif isch 

[kWh/m²NF*a]

2006 415.000 187 56.433 25

2007 341.000 154 54.274 24

2008 423.000 190 52.326 24

Nutzungsjahr Heizung bereinigt 

absolut [kWh]

Heizung bereinigt 

spezif isch 

[kWh/m²NF*a]

Elektroenergie 

absolut [kWh]

Elektroenergie 

spezif isch 

[kWh/m²NF*a]

2012 287.000 129 76.279 34

2014 271.000 122 74.185 33

Amtsgericht Güstrow

Erdgas

Energieverbrauchsdaten nach der Sanierung (Fassade, Mauerwerk, TGA)

Basisdaten Baukonstruktion Technik

Energieverbrauchsdaten vor der Sanierung (Fassade, Mauerwerk, TGA)

Material und Dämmstärke der 

Hüllf lächen

ENERGIE-
STECKBRIEF

40

60

80

100

120

140

160

180

200

2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014
Jahr

Flächenbezogener Jahresverbrauch Wärme
(Wärme-Endenergie witterungsbereinigt) kWh/(m²NF*a)

vor der Sanierung

nach der Sanierung
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WE Nr. 40048

Jahr der 

Sanierung

2008 Energieträger 

Heizung

Nettogrundfläche 

DIN 277 in m²

1.340 Dach flach geneigtes 

Satteldach als 

Wärmedämmdach

Wärmeerzeugung

Hauptnutzung Polizeidienst Außenw and Wärmedämm-

verbundsystem

Wärmeverteilung

Energiestandard EnEV 2009 Sohle Massivdecke Gekühlte Zonen

Unterschreitung 

der gesetzlichen 

Vorgaben in %

Fenster Kunststofffenster Lüftungsanlage

Nutzungsjahr Heizung bereinigt 

absolut [kWh]

Heizung bereinigt 

spezif isch 

[kWh/m²NF*a]

Elektroenergie 

absolut [kWh]

Elektroenergie 

spezif isch 

[kWh/m²NF*a]

2005 146.000 149 34.229 35

2006 187.000 180 38.476 37

2007 130.000 126 59.256 57

Nutzungsjahr Heizung bereinigt 

absolut [kWh]

Heizung bereinigt 

spezif isch 

[kWh/m²NF*a]

Elektroenergie 

absolut [kWh]

Elektroenergie 

spezif isch 

[kWh/m²NF*a]

2010 77.000 77 61.223 59

2014 84.000 81 52.858 51

Technik

Energieverbrauchsdaten vor der Sanierung (Dach, Fassade, Fenster, TGA)

Material und Dämmstärke der 

Hüllf lächen

Polizeistation Altentreptow

Fernw ärme

Heizkörper

Energieverbrauchsdaten nach der Sanierung (Dach, Fassade, Fenster, TGA)

Kleinlüfteranlage

Basisdaten Baukonstruktion

ENERGIE-
STECKBRIEF

40

60

80

100

120

140

160

180

200

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014
Jahr

Flächenbezogener Jahresverbrauch Wärme
(Wärme-Endenergie bereinigt) kWh/(m²NF*a)

vor der Sanierung

nach der Sanierung
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WE Nr. 10012

Jahr der 

Sanierung

2000/ 2005 Energieträger 

Heizung

Nettofläche DIN 

277 in m²

6.022 Dach 12 cm 040 EPS-

Dämmung

Wärmeerzeugung

Hauptnutzung Bürogebäude Außenw and 6 cm 040 WDVS Wärmeverteilung

Energiestandard WSchVO 1994 Sohle Gekühlte Zonen

Unterschreitung 

der gesetzlichen 

Vorgaben in %

Fenster 3-fach 

Verglasung; Uw -

Wert 0,9 W/m²K 

Lüftungsanlage

Nutzungsjahr Heizung bereinigt 

absolut [kWh]

Heizung bereinigt 

spezif isch 

[kWh/m²NF*a]

Elektroenergie 

absolut [kWh]

Elektroenergie 

spezif isch 

[kWh/m²NF*a]

2001 892.000 148 524.160 87

2002 985.000 164 493.800 82

2003 842.000 140 522.240 87

Nutzungsjahr Heizung bereinigt 

absolut [kWh]

Heizung bereinigt 

spezif isch 

[kWh/m²NF*a]

Elektroenergie 

absolut [kWh]

Elektroenergie 

spezif isch 

[kWh/m²NF*a]

2009 682.000 121 685.552 121

2010 566.000 100 650.161 115

2011 604.000 107 657.921 116

10012 LAiV M-V

Basisdaten Baukonstruktion Technik

Material und Dämmstärke der 

Hüllf lächen

neue Rohrleitungen, Armaturen, 

Regelventile

Serveraum (Klimasplitgerät) 

Klimaanlage (Kartographie)

Be- und Entlüftung (Fotokopie, 

Lichtpauserei)

Energieverbrauchsdaten vor der Sanierung (Fassade, Fenster, Dachdämmung)

Energieverbrauchsdaten nach der Sanierung (Fassade, Fenster, Dachdämmung)

ENERGIE-
STECKBRIEF

40
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160

180

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014

Jahr

Flächenbezogener Jahresverbrauch Wärme
(Wärme-Endenergie witterungsbereinigt) kWh/(m²NF*a)

vor der Sanierung

nach der Sanierung
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WE Nr. 30095

Jahr der 

Errichtung

2015 Energieträger 

Heizung

Nettofläche DIN 

277 in m²

3.501 Dach 20 cm 035 EPS-

Dämmung

Wärmeerzeugung

Hauptnutzung Bibliothek Außenw and 16 cm 035 

Wärmedämmung

Wärmeverteilung

Energiestandard EnEV 2009 Sohle 8 cm 035 

Schaumglasdämm

ung

Gekühlte Zonen

Unterschreitung 

der gesetzlichen 

Vorgaben in %

15 Fenster 2-fach 

Verglasung; U-

Wert 1,0 W/m²K 

Lüftungsanlage

kWh/m²a Heizung Warmw asser eingebaute 

Beleuchtung

Lüftung Kühlung einschl. 

Befeuchtung

Gebäude 

insgesamt

Nutzenergie 45,6 0,2 15,6 0 20,1 81,5

Endenergie 58,4 0,2 15,6 3,6 9,1 86,9

Primärenergie 51,5 0,4 40,5 9,4 23,7 125,5

kWh/m²a Heizung Warmw asser eingebaute 

Beleuchtung

Lüftung Kühlung einschl. 

Befeuchtung

Gebäude 

insgesamt

Nutzenergie

Endenergie

Primärenergie

Erdw ärmesonden

Heizkörper mit Thermostatventil, 

Lüftungsanlage, Fußbodenheizung

Serveraum (Klimasplitgerät)

kontrollierte Be- und Entlüftung mit 

Wärmerückgew innung

Energiedaten aus der Planung

Energiedaten während des Betriebes

Besonderheiten

Ernst-Moritz-Arndt-Universität 

Bibliotheksgebäude

Basisdaten Baukonstruktion Technik
Material und Dämmstärke der 

Hüllf lächen

Nah- und Fernw ärme,  Geothermie

ENERGIE-
STECKBRIEF
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6 Betriebsüberwachung und Energiemanagement im BBL M-V, 

Entwicklung und Handlungsfelder 

 Aufgaben des BBL M-V 6.1

Der BBL M-V  wurde mit dem Gesetz zur Errichtung des Sondervermögens „Betrieb für Bau und Lie-

genschaften Mecklenburg-Vorpommern“
15

 zum 1. Januar 2002 gegründet.  

Zu den Kernaufgaben gehören das Liegenschaftsmanagement, das Baumanagement, die Betriebs-

überwachung von Liegenschaften des Landes und des Bundes im Land Mecklenburg-Vorpommern 

sowie die Wahrnehmung von Sonderaufgaben des Landes und des Bundes.  

Das Liegenschaftsmanagement umfasst die Aufgaben: 

 Entwicklung des Portfolios zur optimalen Unterbringung der Dienststellen des Landes (ein-

schließlich An- und Verkauf von Liegenschaften) und 

 Verwaltung und Bewirtschaftung der Liegenschaften. 

Im Aufgabenspektrum des Baumanagements werden  

 baufachliche Leistungen der Planung und Durchführung von Baumaßnahmen,  

 Bauherrenleistungen und 

 Leistungen hinsichtlich der Fachaufsicht über Bundesbauaufgaben und Steuerungsaufgaben 

bei Baumaßnahmen des Landes 

erbracht. 

 Aufgaben der Gebäudebewirtschaftung und des Energiemanagements 6.2

Ein Teil der Landesliegenschaften wird vollständig durch den BBL M-V bewirtschaftet. Die damit ver-

bundenen Aufgaben werden durch das Gebäudemanagement, welches sich in einen technischen, 

kaufmännischen und infrastrukturellen Bereich gliedert, wahrgenommen. Auf Grundlage von mit den 

Nutzern der Gebäude geschlossenen Einzelnutzungsvereinbarungen werden u. a. folgende Leistun-

gen erbracht: 

 Energie- und Medienversorgung 

 Betriebsführung der technischen Anlagen 

 Wartung und Instandhaltung 

 technische Betriebsüberwachung 

 Wirtschaftsplanerstellung 

 Nebenkostennachweis 

 Hausmeister-, Sicherheits- und Winterdienste 

 Straßen- und Gehwegreinigung 

 Außen- und Grünanlagenpflege 

 Abfallentsorgung  

Darüber hinaus ist das Gebäudemanagement des BBL M-V mit der Betriebsüberwachung auf Grund-

lage der RBBau K15
16

 für Bundesliegenschaften und der RLBau K15
17

 für die nicht zum Sonderver-

                                                      

15
 Gesetz zur Errichtung des Sondervermögens „Betrieb für Bau und Liegenschaften Mecklenburg-Vorpommern“ 

vom 17.12.2001 
16

 Richtlinien für die Durchführung von Bauaufgaben des Bundes RBBau, herausgegeben vom Bundesministeri-

um für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit, Stand 12.1.2015 



 

Energiebericht 2016  29 

mögen gehörenden oder nicht vollständig durch den BBL M-V bewirtschafteten Liegenschaften (haus-

verwaltenden Dienststellen) beauftragt. 

 Energiemanagement 6.3

6.3.1 Definition Energiemanagement 

Energiemanagement ist die vorausschauende und systematisierte Koordinierung der Beschaffung, 

Umwandlung, Verteilung und Nutzung von Energie innerhalb eines Unternehmens mit dem Ziel der 

kontinuierlichen Reduktion des Energieverbrauchs und der damit verbundenen Energiekosten.
18

  

In der Gebäudebewirtschaftung ist das Energiemanagement ein wichtiger Bestandteil des Facility Ma-

nagements, dessen zentrale Aufgabe darin besteht, die Kosten für die Energiebereitstellung in Ge-

bäuden und Anlagen zu optimieren, ohne dabei den Benutzerkomfort einzuschränken und unter Be-

achtung der hygienischen Vorgaben sowie der Anlagenverfügbarkeit und Nutzungsdauer der Gebäu-

de und Anlagen. Insbesondere sollen durch ein erfolgreiches Energiemanagement ein sparsamer 

Primärenergieverbrauch und eine Reduzierung der CO2-Emission sowie weiterer schädlicher Umwelt-

einwirkungen erreicht werden.
19

 

Dabei ist das Energiemanagement als ein kontinuierlicher Verbesserungsprozess der Gebäudever-

waltung zu verstehen.
20

 

6.3.2 Energiemanagement und Betriebsüberwachung im BBL M-V  

Die Senkung der Energiekosten, die Steigerung des effizienten Einsatzes von Energie, die Zuordnung 

von Kosten und die Sicherstellung der Versorgung der bewirtschafteten Gebäude mit Energie und 

Medien waren und sind auch zukünftig Zielstellungen in der Gebäudebewirtschaftung des BBL M-V. 

So werden im Rahmen der Betriebsführung und -überwachung Aufgaben des Energiemanagements 

sowohl auf operativer als auch auf strategischer Ebene wahrgenommen und in die betrieblichen Ab-

läufe integriert, ohne dass explizit ein Energiemanagementsystem nach DIN EN ISO 50001 eingeführt 

wurde. Prinzipiell entspricht das Energiemanagement im BBL M-V inhaltlich und strukturell der AMEV-

Broschüre „Energie 2010“
20

 und den GEFMA-Richtlinien zum Energiemanagement
19

 und damit auch 

in Teilen der DIN EN ISO 50001.  

Die Einführung des Geschäftsprozessmanagements (GPM) im BBL M-V unterstützt das Energiema-

nagement zusätzlich. Im GPM werden die vorhandenen Organisationsprozesse in den Führungs-, 

Kern- und Unterstützungsbereichen systematisch erfasst, strukturiert und dokumentiert (prozessorien-

tierte Abbildung). Durch wiederkehrende Audits durch eine unabhängige Stelle, die Stabstelle, werden 

die einzelnen Prozesse überwacht und kontinuierlich verbessert. Auch die Geschäftsprozesse des 

Energiemanagements, der Betriebsführung und der Betriebsüberwachung sind im GPM erfasst und 

dokumentiert. 

Zur Verbesserung des Energiemanagements im BBL M-V wurde 2015 in einer Arbeitsgruppe ein Kon-

zept erarbeitet, in der die vorhandenen Prozesse analysiert, dokumentiert und Optimierungspotenziale 

aufgezeigt wurden. Die Umsetzung des Energiemanagementkonzepts wird schrittweise in den nächs-

ten Jahren erfolgen.  

                                                                                                                                                                      

17
 Richtlinien für den Landesbau Mecklenburg-Vorpommern (RLBau M-V), Verwaltungsvorschrift des Finanzmi-

nisteriums vom 8.12.2005 – IV 4100 B 1003-9/01, geändert am 21.09.2012 
18

 DENA: Handbuch für betriebliches Energiemanagement, 2010 
19

 GEFMA 124-1: Energiemanagement, Grundlagen und Leistungsbild, 2009 
20

 AMEV: Hinweise zum Energiemanagement in öffentlichen Gebäuden (Energie 2010), Nr. 105, Berlin 2010 
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Die Eckpunkte sind: 

 Benennung der Verantwortlichkeit für das Energiemanagement  technisches Facilityma-

nagement 

 Verbesserung der strategischen Zusammenarbeit des Bau- und Portfoliomanagements und 

der Betriebsüberwachung mit der Einrichtung einer Arbeitsgruppe „strategisches Energiema-

nagement“ 

o Übertragung strategischer Energiekonzepte (auf Basis der Erfahrungen in der 

Bewirtschaftung) in den Baubereich 

o Erarbeitung grundsätzlicher Aufgabenstellungen zu Liegenschaftsenergiekonzep-

ten 

o Identifizierung energierelevanter Vorhaben 

 Verbesserung der operativen Zusammenarbeit zwischen dem Projekt- und Baubereich und 

der Bewirtschaftung in den Geschäftsbereichen durch Einrichtung operativer Arbeitsgruppen 

o Umsetzung strategischer Energiekonzepte und Aufstellung von Liegenschafts-

energiekonzepten 

o Umsetzung von Energiesparmaßnahmen 

o Verbesserung der Zusammenarbeit des Projektmanagements und des Gebäu-

demanagements 

 Anpassung des Energieberichts an die Anforderungen des Energiemanagements 

 

 

Abb. 6.1 Energiemanagement im BBL M-V 

 

 

 

 

 



 

Energiebericht 2016  31 

 Energiecontrolling 6.4

Grundlage für ein erfolgreiches Energiemanagement ist die systematische und flächendeckende Er-

fassung der Energie- und Mediendaten (Strom, Wärme, Wasser) des Gebäudebestandes und die Bil-

dung von energetischen Kennzahlen. Der BBL M-V nutzt hierfür die Software EMIS.  

Die Ergebnisse der energetischen Optimierung des Gebäudebestandes und die Auswertung der Ver-

brauchsdaten werden regelmäßig mit dem Energiebericht veröffentlicht. 

Das Energiecontrolling wird ständig weiterentwickelt. 2014 hat der BBL M-V ein Messstellenkonzept 

erarbeitet, welches u. a. die Ausrüstung der Gebäude mit Gebäudeleittechnik sowie deren Anbindung 

an das Netzwerk verbessern soll. Dadurch wird das Controlling zukünftig durch ein effizientes Ener-

giemonitoring unterstützt. 

 Energetische Gebäudesanierung 6.5

Die energetische Sanierung von Gebäuden wird zukünftig stärker durch das Energiemanagement un-

terstützt. Auf Grundlage der mit der Software EMIS erfassten Verbrauchs- und Kostendaten werden 

Kennzahlen ermittelt, mit denen die Gebäude systematisch analysiert und energetisch bewertet wer-

den. Mittels einer Vier-Felder-Matrix können Gebäude identifiziert werden, die erhebliches Energieein-

sparpotential aufweisen. Daraus wird eine Übersicht mit zu priorisierenden Sanierungsmaßnahmen 

abgeleitet. Beispielhaft ist die Analyse der Verwaltungsgebäude mittels einer Vier-Felder-Matrix in der 

Abb. 6.2 dargestellt. 

 

 

Abb. 6.2 Vier-Felder-Matrix der landeseigenen Verwaltungsgebäude 

 

Gemäß der Definition der VDI-Richtlinie 3807 sind Gebäude mit Verbrauchskennwerten unterhalb des 

unteren Quartilsmittelwertes (Richtwert) als sehr gut zu bewerten. Gebäude, deren Verbrauchskenn-



 

32  Energiebericht 2016 

werte um mehr als 25 Prozent über dem Modalwert der Häufigkeitsverteilung liegen, sind energetisch 

schlecht. Haben diese Gebäude gleichzeitig hohe absolute Verbräuche, sind durch energetische Sa-

nierungsmaßnahmen besonders hohe Energieeinsparpotentiale zu erwarten. In der Vier-Felder-Matrix 

liegen diese Gebäude im rechten oberen Quadranten. 

 Energievertragsmanagement 6.6

Ein wesentlicher Faktor für die Energiekostenentwicklung sind die Energiepreise. Der BBL M-V  un-

ternimmt erhebliche Anstrengungen, günstige Energiepreise am Energiemarkt zu erzielen. 

Der Schwerpunkt des Energievertragsmanagements liegt beim Einkauf von Strom, Gas und Fern-

wärme, die den absolut größten Anteil an den Gesamtkosten der Landesliegenschaften aufweisen.  

Die liberalisierten Strom- und Gasmärkte bieten dabei die höchsten Wettbewerbspotenziale, um Ein-

sparungen zu erzielen. Bezogen auf die Ausschreibungsergebnisse konnten nachweislich Einsparun-

gen in einer Größenordnung von 500.000 Euro pro Jahr erzielt werden.
21

 Die wahren Einsparungen 

dürften jedoch wesentlich höher liegen, weil allein die von der Landesregierung vorgegebenen und 

zentral vom BBL M-V  umgesetzten Beschaffungsstrategien von vornherein sehr wirtschaftliche Preise 

garantieren.  

Etwas anders sieht die Situation beim Wärmeeinkauf, insbesondere von Fernwärme, aus. Preise sind, 

wenn sich erst einmal für diesen Energieträger entschieden wurde, nur schwer und eher über die Ver-

bindung mit anderen Vertragskomponenten, z. B. die Vertragsleistung, verhandelbar. Einsparpoten-

ziale sind aber zweifelsfrei vorhanden und müssen noch zielstrebiger genutzt werden.  

Zunehmend muss sich aber auch mit den Preisen auf dem Markt der erneuerbaren Energien ausei-

nandergesetzt werden, da in den Energieversorgungskonzepten und Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen 

diesen eine steigende Bedeutung zukommt. Hier besteht in der Regel die Schwierigkeit, die Ver-

gleichbarkeit der Preise im Energiemarkt über Preisgleitklauseln zu sichern. 

 Erneuerbare Energien 6.7

Die Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien ist eine Zielstellung in der Klimaschutzpolitik. Durch 

den Einsatz erneuerbarer Energien werden fossile Energieträger substituiert und die Treibhaus-

gasemissionen reduziert. Mit der Ausarbeitung von Liegenschaftsenergiekonzepten wird die Energie-

versorgung der Liegenschaften ganzheitlich analysiert und optimiert, auch unter dem Gesichtspunkt, 

den Anteil erneuerbarer Energien zu erhöhen. 

6.7.1 Bezug von Ökostrom 

Der BBL M-V bezieht seit 2012 ausschließlich Strom aus erneuerbaren Energiequellen. Im Ergebnis 

konnte die Emission von Treibhausgasen für die Landesliegenschaften mehr als halbiert werden.  

6.7.2 Photovoltaik 

Mit dem Aktionsplan Klimaschutz M-V wurden die Dachflächen der Landesliegenschaften dahinge-

hend untersucht, ob sie sich für die Installation einer PV-Anlage eignen. Im ersten Schritt wurden die-

se Dachflächen Dritten zur Vermietung für die Installation einer PV-Anlage angeboten. Einige Projekte 

wurden bereits umgesetzt. 

                                                      

21
 Hochgerechnet aus den Differenzen der Mindest- und Meistbietenden unter Wettbewerbsbedingungen in den 

Ausschreibungen als Vergleich unter gleichen Rahmenbedingungen und zu gleichen Einkaufszeitpunkten. 
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Aktuelle Untersuchungen und Analysen der Lastgänge von Landesliegenschaften zeigen, dass die In-

stallation von PV-Anlagen zur Stromerzeugung für den Eigenverbrauch wirtschaftlich darstellbar ist. 

Auf Basis dieser Erkenntnisse sollen zukünftig verstärkt PV-Anlagen zur Selbstversorgung errichtet 

werden und gleichzeitig zum Klimaschutz und zur Kostensenkung beitragen. 

6.7.3 Wärme aus erneuerbaren Energien 

Der Anteil der erneuerbaren Energien am Gesamtwärmeverbrauch ist mit einem Prozent relativ ge-

ring. Zum Einsatz kommen Geothermie-Anlagen, Holz- und Holzpelletfeuerungen sowie eine Stroh-

feuerung in einem Pilotprojekt. 

Einige Stadtwerke erzeugen einen Teil der zur Beheizung einzelner Landesliegenschaften verwende-

ten Fernwärme mit erneuerbaren Energieträgern. Dieser Anteil der erneuerbaren Energie zur Wärme-

erzeugung ist nicht erfasst und wird in den Auswertungen nicht berücksichtigt.  

 Optimierung des Nutzerverhaltens 6.8

Der BBL M-V hat in Zusammenarbeit mit dem Finanzministerium die Energiesparaktion A+ entwickelt, 

um so zum Gelingen des Aktionsplans Klimaschutz M-V beizutragen. Die Energiesparaktion A+ kon-

zentriert sich auf das Nutzerverhalten, da dies ein wesentlicher Faktor für den Energieverbrauch ist. 

Energieeffizienz und niedrige Verbräuche entstehen erst dann, wenn der Nutzer die Geräte, die Tech-

nik und das Gebäude bewusst und sorgfältig nutzt. Je höher die Anforderungen an die Energieeffizi-

enz, umso mehr kommt es auf das richtige Verhalten der Nutzer im täglichen Arbeitsablauf an.  

Der Pilotierung im Jahr 2011 schloss sich die Ausweitung auf alle Landesdienststellen im Jahr 2012 

an. Weitere Informationsveranstaltungen des BBL M-V für die Energiebeauftragten fanden bislang 

einmal jährlich statt. 

 

Abb. 6.3 Logo der Energiesparaktion A+ des BBL M-V  
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7 Anhang 

Wie auch im Energiebericht 2015 wird eine gesonderte Auswertung für die Bereiche der Universitäten, 

der Universitätskliniken, der Hoch- und Fachhochschulen sowie der Jugendanstalt und Justizvollzugs-

anstalten vorgenommen. Zusätzlich werden die durch den BBL M-V verwalteten Landesliegenschaf-

ten, im Speziellen die Polizeigebäude und Verwaltungsgebäude, dargestellt. 

 BBL M-V bewirtschaftete Landesliegenschaften 7.1

Die folgende Tabelle zeigt die absoluten Energie- und Wasserverbräuche und deren Kosten für die 

vom BBL M-V bewirtschafteten Landesliegenschaften für das Jahr 2014. 

 

 

Verbrauchskennwerte 

Die auf die Nutzfläche bezogenen spezifischen Energie- und Wasserverbräuche zeigen in den letzten 

Jahren einen insgesamt positiven Trend. Der Anstieg des Stromverbrauchs in den Jahren 2000 bis 

2009 konnte aufgehalten werden und seit 2011 ist der Stromverbrauch in geringem Maße zurückge-

gangen. Bezogen auf das Jahr 2000 liegt der spezifische Stromverbrauch je Quadratmeter Nutzfläche 

um 10 Prozent höher. 

 

Abb. 7.1 Entwicklung der Verbrauchskennwerte der vom BBL M-V bewirtschafteten Landesliegenschaften 

 

Verbrauch Kosten Verbrauch Kosten Verbrauch Kosten

in GWh/a in Mio. €/a in GWh/a in Mio. €/a in m³/a in Mio. €/a

vom BBL M-V bewirtschaftete 

Liegenschaften
65,8 5,6 23,0 5,0 133 000 0,6

Wärme                                     
(ohne Witterungsbereinigung)

Strom Wasser/Abwasser

Jahr: 2014
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Der spezifische Wärmeverbrauch konnte gegenüber dem Jahr 2000 kontinuierlich gesenkt werden 

und liegt im Jahr 2014 27 Prozent unter dem Wert von 2000 (193 kWh/m²NF). Der spezifische Wasser-

verbrauch ist weitaus deutlicher zurückgegangen, um 36 Prozent gegenüber dem Jahr 2000. Durch 

große Wasserverluste in Folge von Rohrbrüchen stieg der Wasserverbrauch im Jahr 2010 kurzzeitig 

stark an. 

 

Kosten 

Die auf die Nutzfläche bezogenen spezifischen Energie- und Wasserkosten sind in der Abb. 7.2 dar-

gestellt. Die spezifischen Wärmekosten sind ab 2006 deutlich angestiegen und seit 2009 auf einem 

etwa gleichbleibenden hohen Niveau mit leicht abfallender Tendenz im Jahr 2014. 

 

Abb. 7.2 Entwicklung der flächenbezogenen Kosten der vom BBL M-V bewirtschafteten Landesliegenschaften  

 

Die spezifischen Stromkosten erhöhen sich im Trend kontinuierlich. Die steigenden Strompreise kön-

nen durch den geringfügig zurückgehenden Stromverbrauch nicht vollständig kompensiert werden. 

Eine der zukünftigen Herausforderungen in der Gebäudebewirtschaftung wird es daher sein, die 

Stromkosten nachhaltig zu senken.  

Die Kosten für Wasser und Abwasser für die vom BBL M-V bewirtschafteten Landesliegenschaften 

sind seit dem Jahr 2000 stetig zurückgegangen. 
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7.1.1 Kommissariate / Reviere / Inspektionen der Polizei 

 

 

 

Verbrauch Kosten Verbrauch Kosten Verbrauch Kosten

in GWh/a in Mio. €/a in GWh/a in Mio. €/a in m³/a in Mio. €/a

Polizeigebäude 8,2 0,6 2,8 0,7 15 400 0,1

Wärme                                     
(ohne Witterungsbereinigung)

Strom Wasser/Abwasser

Jahr: 2014
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7.1.2 Verwaltungsgebäude 

 

 

 

Verbrauch Kosten Verbrauch Kosten Verbrauch Kosten

in GWh/a in Mio. €/a in GWh/a in Mio. €/a in m³/a in Mio. €/a

Verwaltungsgebäude 9,9 0,9 3,1 0,7 22 500 0,1

Wärme                                     
(ohne Witterungsbereinigung)

Strom Wasser/Abwasser

Jahr: 2014
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 Universitäten 7.2

 

Abb. 7.3 Entwicklung der Wärmeverbräuche der Universitäten 

 

 

Abb. 7.4 Entwicklung der Wärmekosten der Universitäten 
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Abb. 7.5 Entwicklung der Stromverbräuche der Universitäten 

 

 

Abb. 7.6 Entwicklung der Stromkosten der Universitäten 
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Abb. 7.7 Entwicklung der Wasserverbräuche der Universitäten 

 

 

Abb. 7.8 Entwicklung der Wasser- und Abwasserkosten der Universitäten 
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Erläuterungen zu den Verbrauchs- und Kostenentwicklungen 

 

Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald 

Mit der Inbetriebnahme der ehemaligen Augenklinik im November 2011 (NGFa 3.331 m²) und der 

Übernahme der Komplexe Soldmannstr. 15 im Oktober 2010 (NGFa 7.134 m²) und Friedrich-Loeffler-

Str. 23 mit der ehemaligen Inneren Medizin und mit der ehemaligen Chirurgie im Juli 2012 (NGFa 

18.882 m²) von der Universitätsmedizin Greifswald durch die Ernst-Moritz-Arndt-Universität haben 

sich die Flächen deutlich vergrößert. Dies zeigt sich sowohl im Stromverbrauchsanstieg von 2010 zu 

2011 als auch im erhöhten Wasserverbrauch von 2011 zu 2012. 

 

Universität Rostock 

Die Verbrauchs- und Kostenentwicklung ist zum einen bedingt durch den Flächenzuwachs der Neu-

bauten für energieintensive Bereiche („IT- und Medienzentrum“, Hörsaalgebäude Campus „Ulmenstr. 

69“ und Forschungshalle der ingenieurwissenschaftlichen Fakultät). Zum anderen wird die Kosten-

entwicklung an der Universität Rostock maßgeblich durch die regionalen Versorgerpreise beeinflusst. 
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 Hochschulen und Fachhochschulen 7.3

 

Abb. 7.9 Entwicklung der Wärmeverbräuche der Hochschulen 

 

 

Abb. 7.10 Entwicklung der Wärmekosten der Hochschulen 
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Abb. 7.11 Entwicklung der Stromverbräuche der Hochschulen 

 

 

Abb. 7.12 Entwicklung der Stromkosten der Hochschulen 
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Abb. 7.13 Entwicklung der Wasserverbräuche der Hochschulen 

 

 

Abb. 7.14 Entwicklung der Wasser- und Abwasserkosten der Hochschulen 
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 Universitätskliniken 7.4

 

Abb. 7.15 Entwicklung der Wärmeverbräuche der Universitätskliniken 

 

 

Abb. 7.16 Entwicklung der Wärmekosten der Universitätskliniken 
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Abb. 7.17 Entwicklung der Stromverbräuche der Universitätskliniken 

 

 

Abb. 7.18 Entwicklung der Stromkosten der Universitätskliniken 
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Abb. 7.19 Entwicklung der Wasserverbräuche der Universitätskliniken 

 

 

Abb. 7.20 Entwicklung der Wasser- und Abwasserkosten der Universitätskliniken 
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Erläuterungen zu den Verbrauchs- und Kostenentwicklungen 

Der Bereich der Universitätskliniken ist der energieintensivste Bereich im Land.  

 

Begründungen für die Universitätsmedizin Greifswald 

Die zum Teil erheblich gestiegenen Wasserverbräuche von 2011 auf 2012 sind durch die Umzüge der 

Inneren Medizin und der Chirurgie aus den Altbauten der Friedrich-Loeffler-Straße in den neuen Klini-

kumskomplex am Berthold-Beitz-Platz zu erklären. Gleichzeitig gab es 2012 Havarien im Stadtnetz, 

die einen erhöhten Spülaufwand notwendig machten.  
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 Justizvollzugsanstalten 7.5

 

Abb. 7.21 Entwicklung der Verbrauchskennzahlen der Justizvollzugsanstalten 

 

 

Abb. 7.22 Entwicklung der Kostenkennzahlen der Justizvollzugsanstalt
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